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1. Familie prägt Leben in Gemeinschaft

Lieben und Lernen, Glauben und Feiern, Lachen 
und Weinen, Streiten und Versöhnen machen die 
Familie zur Heimat für Kinder und Erwachsene. 
Familie soll ein Ort des Vertrauens, der Verläss-
lichkeit und der Verantwortuüng füreinander sein 
– eine „Schule der Mitmenschlichkeit“.1

Die Liebe Gottes zu den Menschen ist zugleich auch 
ein Nein zu allem, was den Menschen verdinglicht, 
entwürdigt und beziehungsunfähig macht. In der 
Familie kann die Quintessenz dieser Liebe erfahren 
werden: Nur gemeinsam können wir leben.

Familie ist der vorrangige Raum, in dem Kinder 
aufwachsen und sich entwickeln. Sie ist auch ein 
Ort, an dem alt gewordene, kranke oder behinderte 
Familienmitglieder versorgt und gepfl egt werden. 

1  Was Familien brauchen. Eine familienpolitische Stel-
lungnahme des Rates der EKD. EKD Texte 73, Hannover 
2002.

Familie umfasst plurale Lebensformen, „in denen 
Generationen miteinander verbunden sind und Men-
schen füreinander Verantwortung übernehmen.“2 

Familie ist der Lebensraum, in dem die von Gott 
für uns Menschen gewollte Sozialität gut gelingen 
kann. Ein evangelisches Familienverständnis tritt 
dafür ein, „Familie in Liebe und Freiheit, Verant-
wortung und Verlässlichkeit zu ermöglichen.“3

Diakonie und Kirche übernehmen dabei Verant-
wortung in Gottesdiensten, Seelsorge, Bildung, Be-
treuung, Beratung und Freizeitangeboten. Sie un-
terstützen Familien in ihren vielfältigen Aufgaben 
und in ihrem Prozess des Werdens und sich Verän-
derns. Die Diakonie setzt sich dabei besonders für 
benachteiligte Familien ein.

2  Wolfgang Huber: Familie haben alle – Für eine Zukunft 
mit Kindern. (Vortragsmanuskript 28.3.2006).

3  Ebenda.
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2. Kinder brauchen eine soziokulturell ausreichende Grund-
sicherung zur Verhinderung eines Aufwachsens in Armut 
und Ausgrenzung

Etwa jedes fünfte Kind gilt derzeit als arm. 17 
Prozent aller Kinder beziehen SGB II-Leistungen 
(Hartz IV). Sie leben mit ihren Eltern unterhalb der 
europaweit anerkannten Armutsgrenze und erhal-
ten meist Fürsorgeleistungen (Sozialhilfe, Sozial-
geld). Besonders betroffen sind Kinder aus Einel-
ternfamilien, Mehrkindfamilien und Familien mit 
Migrationshintergrund. Alarmierend ist, dass das 
Armutsrisiko von Kindern deutlich höher als das 
der Gesamtbevölkerung und in den letzten Jah-
ren auch stärker angestiegen ist.4 Armut ist dabei 
mehr als fi nanzieller Mangel. Sie wirkt sich nicht 
nur auf die materielle Ausstattung aus, sondern hat 
nachteilige Folgen für die Lebensqualität und Ge-
sundheit aller Familienmitglieder sowie negative 
Konsequenzen für Entwicklungs-, Bildungs- und 
Beteiligungschancen der Kinder.5

Grundsicherung für Kinder 

Das Diakonische Werk der EKD setzt sich für eine 
wirksame Grundsicherung ein, die das soziokultu-
relle Existenzminimum von Kindern abdeckt. Er-
klärtes Ziel ist es, die Existenz von Kindern gene-
rell in einem eigenständigen System außerhalb des 
SGB II sicherzustellen und gesamtgesellschaftlich 
zu fi nanzieren. Der Betrag muss sich an der Höhe 
eines defi nierten angemessenen Lebensstandards6 
für Kinder orientieren. Dieser kann für von Armut 
betroffene Kinder zunächst über einen einkom-
mensabhängig ausgestalteten Zuschlag zum Kin-
dergeld erreicht werden.

4  Vgl. 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung 2008.

5  Vgl. dazu und im Folgenden: Was Familien brauchen… 
Die Reform des Sozialstaats als Herausforderung für die 
Jugend- und Familienhilfe der Diakonie. Positionspapier 
aus Anlass der 12. Evangelischen Konferenz für Jugend- 
und Familienhilfe. Stuttgart 2004.

6  Als Orientierungsgröße eignet sich das steuerliche 
Existenzminimum.

Die jüngst beschlossenen Änderungen beim Kin-
derzuschlag verbessern zwar die Situation, sind 
aber in der jetzigen Gestaltung nicht ausreichend.7 

Weiterhin bleiben eine bedarfsgerechte Ausgestal-
tung der Regelsätze für Kinder, eine Überprüfung 
des Verhältnisses von Pauschalen und einmaligen 
Leistungen sowie Sachleistungen wie beispielswei-
se Lernmittel für Kinder im SGB II erforderlich, 
um Kinder- und Familienarmut wirksam entgegen-
zuwirken. Die Kosten für Mittagessen in der Ganz-
tagsbetreuung und in der Ganztagsschule müssen 
für alle Familien fi nanzierbar sein. Derzeit führen 
sie zu massiven Ausgrenzungen.

Kindergeld und Freibeträge

Bis eine wirksame Grundsicherung für alle Kin-
der eingeführt wird, und um den von vielen gesell-
schaftlichen Akteuren und dem Bundesverfassungs-
gericht geforderten Nachteilsausgleich für Familien 
zu erreichen, muss das Kindergeld nach sechs Jah-
ren Stillstand und deutlichen Kostensteigerungen 
gerade im letzten Jahr dringend angepasst werden. 
Berücksichtigt man nur die Preissteigerung seit der 
letzten Kindergelderhöhung, so müsste es für die 
ersten drei Kinder einer Familie von 154 Euro auf 
etwa 170 Euro steigen. Bei der gesetzlichen Än-
derung sollte daher eine Dynamisierungsregel be-
schlossen werden, die dafür sorgt, dass es jährlich 
zumindest zu einem Infl ationsausgleich kommt. 
Damit würde auch die Anpassung des Kindergeldes 
in den kommenden Jahre erleichtert.

Die Erhöhung des Kindergeldes für Familien mit 
mehreren Kindern kann ein Weg sein, die besonde-

7  Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspfl ege e.V. (BAGFW) zum Gesetzent-
wurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zur Änderung 
des Bundeskindergeldgesetzes vom 22.04.2008. Drucksa-
che 16/8867.
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ren Belastungen in diesen Familien auszugleichen. 
Weil dieser Ausgleich ein gesamtgesellschaftlicher 
Auftrag ist, darf er nicht durch Verzicht auf eine 
deutliche Kindergelderhöhung bei Ein- und Zwei-
Kind-Familien erkauft werden. 

Eine Kindergelderhöhung kommt den über 2 Mil-
lionen Kindern und Jugendlichen im SGB II- oder 
SGB XII-Bezug nicht zu Gute, weil das Kindergeld 
vollständig auf die anderen Sozialleistungen ange-
rechnet wird. Diese Kinder sollten von der verbes-
serten Förderung auch profi tieren. Eine vergleich-
bare Besserstellung ist nur über die Erhöhung der 
Regelsätze oder von Sachleistungen im SGB II und 
im SGB XII möglich.

Die Diakonie hat bereits bei der Interpretation der 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
vom 10.11.1998 und in ihren Stellungnahmen zu 
den Gesetzentwürfen für ein Erstes und Zweites 
Gesetz zur Familienförderung gefordert, die Förde-
rung aller anderen Kinder mit denen von Eltern, die 
dem Spitzensteuersatz unterliegen und am meisten 
von der Wirkung der Steuerfreibeträge für Kinder 
profi tieren, durch eine deutliche Erhöhung des Kin-
dergeldes anzugleichen. In diesem Herbst wird die 
Bundesregierung den neuen Existenzminimumsbe-
richt herausgeben. Das dort festgestellte sächliche 
Existenzminimum für Kinder wird ansteigen, da 
die beiden Komponenten, der Regelsatz in der So-
zialhilfe wie auch die Wohnkosten, darunter insbe-
sondere die Heizkosten, gestiegen sind. Von einer 
Anhebung des steuerlichen Existenzminimums 
würden jedoch nur einkommensstarke Familien 
profi tieren. Die Pläne der SPD, den Steuerfreibetrag 
für den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbil-
dungsbedarf zu senken, um im Vergleich zur Ent-
lastungswirkung durch das Kindergeld eine gleich 
hohe Förderung aller Kinder zu erreichen, lehnen 
wir entschieden ab. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte detaillierte Vorgaben für eine verfassungsge-
mäße Ausgestaltung der steuerlichen Berücksichti-
gung der Kosten, die in einer Familie für Kinder 
anfallen, gemacht. Um diese zu erfüllen, bedarf es 
einer Anpassung des Freibetrages an die tatsäch-
lichen angemessenen fi nanziellen Belastungen der 
Familien. Der Steuerfreibetrag für den Betreuungs- 
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf wurde 

2002 auf 2.160 Euro p.a. festgelegt und ist seitdem 
nicht mehr erhöht worden. 

Elterngeld und Elternzeit

Die geplante Gesetzesänderung8 des Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetzes führt nicht zu einer 
substantiellen Verbesserung des Elterngeldbezuges 
und der Elternzeit. So muss aus Sicht des Diako-
nischen Werkes der EKD der Geschwisterbonus 
beim Elterngeld – jedenfalls der Mindestbetrag – 
wie auch der Erhöhungsbetrag bei Mehrlingsge-
burten auf Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende und der Sozialhilfe anrechnungsfrei 
bleiben.

Das Diakonische Werk der EKD erwartet, dass 
nach Vorliegen des Evaluationsberichtes des 
BMFSFJ zum Elterngeld mit den Trägern der öf-
fentlichen, freien Wohlfahrtspfl ege und anderen 
Verbänden, insbesondere den Eltern- und Familien-
organisationen, über notwendige Korrekturen bei 
der Gestaltung des Elterngeldes und der Elternzeit 
beraten wird. Das Diakonische Werk der EKD wird 
gemeinsam mit den anderen Wohlfahrtsverbänden 
eine Informationsrecherche zu den Auswirkungen 
auf die Klientel der Einrichtungen und Dienste der 
freien Träger, insbesondere der Schwangerschafts-
beratungsstellen, durchführen.

Neben dem notwendigen Ausbau der Geldleistungen 
für Familien müssen auch die Sachleistungen und 
die soziale Infrastruktur teilhabefreundlich erwei-
tert werden. Dabei darf das eine nicht gegen das 
andere ausgespielt werden. Allerdings könnte un-
seres Erachtens auf eine Anhebung des steuerlichen 
Existenzminimums für Kinder verzichtet werden, 
wenn deutlich mehr verbindliche Rechtsansprüche 
auf kostenlose beziehungsweise kostengünstige 
Sachleistungen (Kinderbetreuung, Mahlzeiten in 
Kindertageseinrichtungen und Schulen, Lernmit-
telfreiheit u.v.a. mehr) in allen Bundesländern und 
für alle Altersgruppen eingeführt werden.

8  Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Bundes elterngeld- und Elternzeitgesetzes vom 03.06.2008. 
Drucksache 16/9415.

Ausreichende fi nanzielle Grundsicherung für Kinder
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3. Familien brauchen eine verlässliche soziale Infrastruktur

Familien erbringen einen unverzichtbaren Beitrag 
zur Solidarität und Leistungsfähigkeit unserer Ge-
sellschaft. Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, 
sind sie auf zuverlässige Rahmenbedingungen an-
gewiesen. Dazu brauchen sie eine bedarfsgerechte, 
unterstützende soziale Infrastruktur, die angesichts 
der aktuellen Armutsentwicklung ausgebaut wer-
den muss. Gerade die Kommunen haben eine be-
sondere Verantwortung für die Daseinsvorsorge.

Angebote der aufsuchenden Sozialen Arbeit, der 
Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit – auch im Kon-
text des Programms „Soziale Stadt“ – leisten be-
reits wichtige Beiträge. Integrative Angebote, die 
Freiwilliges Engagement und Selbsthilfe fördern, 

wie zum Beispiel Familien- oder Nachbarschafts-
zentren, Treffpunkte für Jugendliche etc., sollten 
verstärkt ausgebaut werden. Im Hinblick auf das 
besondere Armutsrisiko von Familien mit Migra-
tionshintergrund sollte die interkulturelle Öffnung 
bestehender sozialer Dienste und Einrichtungen vo-
rangetrieben werden.

Ein solch umfassender und integrativer Ansatz ist 
allerdings nur dann erfolgversprechend, wenn alle 
Beteiligten gemeinsam bedarfsgerechte Strukturen 
und Angebote entwickeln und dafür kontinuierlich 
professionelle und hauptamtliche personelle Res-
sourcen zur Verfügung stehen.
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4. Kinder und Familien brauchen gute Angebote für 
 Betreuung, Erziehung und Bildung

Individuelle Entwicklungs- und Entfaltungsmög-
lichkeiten sowie Bildungschancen und gesellschaft-
liche Teilhabe dürfen nicht von der wirtschaftlichen 
Lage von Familien abhängen. Dies gilt insbesonde-
re, wenn es um den Zugang und die frühzeitige In-
anspruchnahme von Betreuungs-, Erziehungs- und 
Bildungsangebote von Kindern geht. 

Kindertageseinrichtungen ermöglichen Erziehung 
und Bildung in den „Maßen des Menschlichen“, 
das heißt im Zusammenhang von „Lernen, Wis-
sen, Können, Wertbewusstsein, Haltungen (Ein-
stellungen) und Handlungsfähigkeit im Horizont 
sinnstiftender Deutungen des Lebens“9. Ein solch 
umfassendes Bildungsverständnis eröffnet Zugän-
ge zu längerfristigen Bildungsprozessen und lässt 
sich nicht auf einen rein funktionalen Bildungsbe-
griff beschränken.

Darüber hinaus bieten Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespfl egeangebote eine integrative 
und an den Bedarfen von Kindern und Eltern ori-
entierte Tages- und Betreuungsstruktur an. Zur Er-
höhung der Verlässlichkeit und als Entlastung für 
Familien bedarf es jedoch nach wie vor eines Aus-
baus der Ganztagsangebote und der Entwicklung 
zeitlich fl exibler Angebote. Bei der Entwicklung 
dieser Angebote sind die Bedarfe der Eltern und 
die besonderen Bedürfnisse kleiner Kinder in eine 
angemessene Balance zu bringen.

Die vor allem in den westlichen Bundesländern un-
zureichende quantitative Versorgung mit Plätzen 
für Kinder unter drei Jahren soll mit der Einführung 
des Rechtsanspruches für Kinder ab dem ersten 
Lebensjahr bis zum Jahr 2013 verbessert werden. 
Zur Erreichung des im Entwurf des Kinderförde-

9  Maße des Menschlichen. Evangelische Perspektiven zur 
Bildung in der Wissens- und Lerngesellschaft. Eine Denk-
schrift des Rates der EKD. Gütersloh 2003.

rungsgesetzes festgelegten Ausbauzieles von 35 
Prozent Versorgungsquote10 sind allerdings noch 
erhebliche Anstrengungen von Bund, Ländern und 
Kommunen erforderlich. Neben dem quantitativen 
Ausbau muss auch die Qualität der neu zu schaffen-
den Angebote gesichert werden. Die Debatten und 
Beschlüsse zum Gesetzentwurf des Kinderförde-
rungsgesetzes lassen befürchten, dass vor allem im 
Bereich der Kindertagespfl ege durch Verzicht auf 
Vorgabe von Mindestqualifi kationen für Tagespfl e-
gepersonen und durch Einführung der Großtages-
pfl ege die Qualität nachrangig behandelt wird.

Die Kindertagespfl ege benötigt vor dem Hinter-
grund der steuer- und sozialversicherungsrecht-
lichen Behandlung der Geldleistungen für Tages-
pfl egepersonen eine angemessenere Finanzierung, 
um überhaupt ausreichend qualifi zierte Tagespfl e-
gepersonen gewinnen zu können11.

Der geplante Rechtsanspruch ab dem ersten Le-
bensjahr ist bisher nicht mit einem Anspruch auf 
einen zeitlichen Mindestumfang des Angebotes 
verbunden. Die Erfahrungen mit der Umsetzung 
des Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz 
zeigen aber deutlich, dass eine solche Regelung not-
wendig ist, um die Vereinbarkeit von Familien- und 
Berufstätigkeit zu sichern. Ein bedarfsgerechtes 

10  Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Kindern 
unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in der Kin-
dertagespfl ege (Kinderförderungsgesetz – KiföG) vom 
27.05.2008. Drucksache 16/9299. 
Der Europäische Rat (Staats- und Regierungschefs der EU) 
vereinbarte 2002 in Barcelona, dass bis zum Jahr 2010 Kin-
derbetreuungsangebote für mindestens 90 Prozent der drei- 
bis sechsjährigen Kinder und für mindestens 33 Prozent der 
Kinder unter drei Jahren zur Verfügung gestellt werden. 

11  Stellungnahme des Diakonischen Werkes der EKD (DW 
EKD) zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Förde-
rung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen 
und in der Kindertagespfl ege (Kinderförderungsgesetz – 
KiföG) vom 03. Juni 2008.
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Angebot sollte Familien einen Anspruch auf sechs 
Stunden ermöglichen.

Der Ausbau der Plätze für Kinder unter drei Jahren 
darf nicht dazu führen, dass die Schaffung von qua-
litativ guten Angeboten für Schulkinder vernach-
lässigt wird und Hortplätze abgebaut werden, ohne 
dass entsprechend Ganztagsschulplätze in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung stehen.

Die Beitragsfreiheit für alle Kinder zur Verbesse-
rung ihrer Bildungschancen ist langfristig ein er-
strebenswertes Ziel. Auch hier darf die Einführung 
jedoch nicht zu Lasten der Qualität gehen.

Alle Angebote für Kinder unter drei Jahren benö-
tigen qualitätssichernde Unterstützung durch Qua-
lifi zierung der Fachkräfte, einen angemessenen 
Erzieherin – Kind – Schlüssel und kleine Gruppen-
größen, um die Entwicklungs- und Bildungschan-
cen der Kinder und ihre besonderen Bedürfnisse in 
den ersten Lebensjahren wahrzunehmen.12

12  Zum Thema Strukturqualität führt das DW EKD ge-
meinsam mit der GEW und dem DPWV ein Projekt mit dem 
Titel „Schlüssel zu guter Betreuung“ durch. 

Angebote für Betreuung, Erziehung und Bildung
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5. Familien brauchen leicht zugängliche und an ihren 
 Ressourcen orientierte Begleitung und Beratung

Die Belastungen des Alltags – insbesondere 
Existenzsorgen, Krisen in der Paarbeziehung oder 
im Eltern-Kind-Verhältnis, Trennung, Behinde-
rung, Krankheit oder Tod von Familienmitgliedern 
– fordern Familien und verlangen Angebote und 
Hilfen der professionellen Beratung. Zu einer fami-
liengerechten Infrastruktur gehören unter anderem 
Beratungsstellen für Erziehungs- und Familienbe-
ratung, Paar- und Lebensberatung, Schwangeren- 
und Schwangerschaftskonfl iktberatung, Angebote 
für Alleinerziehende, Schuldnerberatung, Migra-
tionsdienste sowie die Angebote der Familienbil-
dung, wie sie in diakonischer oder kirchlicher Trä-
gerschaft vorgehalten werden. Dazu gehören auch 
die Frauenhäuser und das sie umgebende Hilfesy-
stem, welches Schutz und Begleitung für von häus-
licher Gewalt betroffene Frauen und ihre Kinder 
bereithält. Die Diakonie setzt sich für den Erhalt 
dieser unverzichtbaren Angebote ein und fordert 
ihre fi nanzielle Absicherung.

Die Bedeutung dieser Angebote wächst mit der zu-
nehmenden Auseinanderentwicklung der Lebens-
verhältnisse. Arbeitslosigkeit, insbesondere Lang-
zeitarbeitslosigkeit, und die damit einhergehende 
Perspektivlosigkeit sowie räumliche und soziale 

Isolation können vor allem für Kinder und Jugend-
liche aus benachteiligten Familien zum Problem 
und Risiko werden.

Um Kinder vor Gefahren für ihr Wohl zu schüt-
zen und Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erzie-
hungsverantwortung zu unterstützen, sind Kin-
dertageseinrichtungen aufgefordert, für betroffene 
Kinder und Familien frühzeitige und präventiv aus-
gerichtete Hilfe anzubieten. Das gilt zunehmend 
auch für Schulen, die sich im Rahmen der Ganz-
tagsschule für Kooperationen mit Einrichtungen 
und Diensten der Jugendhilfe öffnen. Ebenso wich-
tig sind die Angebote der Hilfen zur Erziehung, 
durch die Kinder geschützt werden, wenn eine ih-
rem Wohl entsprechende Erziehung nicht mehr ge-
währleistet ist.

Kinder und Eltern dürfen nicht allein gelassen 
werden. Deshalb ist ein an den Bedürfnissen von 
Kindern und Jugendlichen sowie ihren Familien 
ausgerichtetes integratives System von Bildung, 
Erziehung, Beratung und Betreuung gefordert, das 
unter anderem auch eine rechtliche, fi nanzielle und 
organisatorische Abstimmung von Jugendhilfe und 
Schule erfordert. 
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6. Familien brauchen spezifi sche Unterstützung und 
 Entlastung bei Krankheit, Pfl ege und in Notsituationen

Familien in Notsituationen sind auf schnelle, un-
komplizierte Entlastung und Hilfe angewiesen, wie 
sie unter anderem durch die Familienpfl ege und 
Dorfhilfedienste, die sozialpädagogische Familien-
hilfe, Mütter- und Mutter-Kind-Kuren oder Ange-
bote der Familienerholung gemacht werden. 

Familienpfl ege / Dorfhilfe

Familien, die wegen stationärer, teilstationärer oder 
ambulanter ärztlicher Behandlung der haushaltfüh-
renden Mutter / des haushaltführenden Vaters in 
besondere Krisensituationen geraten, müssen auch 
weiterhin Leistungen der Familienpfl ege aus der 
Krankenversicherung erhalten. Hierbei ist die ge-
genwärtig bestehende Versorgungslücke bei der 
ambulanten und teilstationären Behandlung der 
kranken Mutter / des kranken Vaters vom Gesetz-
geber angesichts der zunehmenden Ambulantisie-
rung im Gesundheitswesen dringend zu schließen. 
Die Leistungen der Haushaltshilfe (Familienpfl ege 
und Dorfhilfe) bei ambulanter und teilstationärer 
Behandlung müssen zukünftig zu den Regellei-
stungen der Krankenversicherung werden.

Stationäre Maßnahmen für Mütter / 

Mutter-Kind / Vater-Kind 

Die Diakonie begrüßt, dass im Rahmen der Ge-
sundheitsreform die stationären Vorsorge- und Re-
habilitationsmaßnahmen für Mütter / Mutter-Kind / 
Vater-Kind Pfl ichtleistungen der gesetzlichen Kran-
kenkassen wurden und der Gesetzgeber klargestellt 
hat, dass der Grundsatz „ambulant vor stationär“ 
im Bereich der stationären Maßnahmen für Müt-
ter / Väter nicht gilt, weil eine Genesung nur in der 
Distanz vom häuslichen Belastungsumfeld erfolgen 
kann.

Obwohl repräsentative Studien13 belegen, dass es 
eine deutliche Unterversorgung in diesem Bereich 
gibt, setzen nach wie vor einzelne Krankenkassen 
den gesetzgeberischen Willen nicht oder nur zöger-
lich um oder erschweren Müttern und Vätern trotz 
Bedürftigkeit den Zugang zu diesen Maßnahmen. 
Zudem werden weiterhin zahlreiche Anträge auf 
stationäre Vorsorge- oder Rehabilitationsleistungen 
unbegründet an den Rentenversicherungsträger 
weitergeleitet, obwohl dieser keine Mutter-Kind-
Kuren vorhält und die erforderlichen persönlichen 
Voraussetzungen – erhebliche Gefährdung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit – nicht vorliegen. 
Der Gesetzgeber sollte diese Lücke schließen und 
leistungsrechtlich klarstellen, dass die Vorrangig-
keit der Maßnahmen anderer Sozialleistungsträger 
(§ 40 Abs. 4 SGB V) für stationäre Maßnahmen für 
Mütter und Mutter- / Vater-Kind nicht gelten.

Kinderuntersuchungen

Vor dem Hintergrund der Diskussionen um Kindes-
wohlvernachlässigungen begrüßt es die Diakonie, 
dass die Krankenkassen verpfl ichtet werden sollen, 
bei Maßnahmen zur Erhöhung der Inanspruchnah-
me der Kinderuntersuchungen nach § 26 SGB V 
mitzuwirken. Um insbesondere Familien in schwie-
rigen Lebensverhältnissen zu erreichen, bedarf es 
eines abgestimmten Konzeptes von Öffentlichem 
Gesundheitsdienst und der Jugend- und Familien-
hilfe. Ein solches Konzept der Unterstützung und 
Förderung muss möglichst frühzeitig und umfas-
send ansetzen und hat daher den Unterstützungs-
bedarf von Frauen bereits während der Schwanger-

13  Faßmann, Hendrick; Grüninger, Marco; Schneider, 
Andreas H.; Steger, Renate: Bedarfs- und Bestandsanalyse 
von Vorsorge und Rehabilitationsmaßnahmen für Mütter 
und Väter in Einrichtungen des Deutschen Müttergene-
sungswerkes (MGW). Abschlussbericht zum Projekt des 
BMFSFJ Az 214-1720-1/048. Forschungsbericht, Nürnberg: 
Institut für empirische Soziologie an der Friedrich-Alexan-
der-Universität Erlangen-Nürnberg. 2007.
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schaft und in den ersten Lebensmonaten des Kindes 
in den Blick zu nehmen.

Frühförderung bei Kindern mit 

 Behinderung

Der Rechtsanspruch von Kindern mit Behinderung 
oder von Kindern, denen eine solche droht, auf die 
Komplexleistung Frühförderung (§ 30 SGB IX) 
wird nur sehr zögernd realisiert.14 Nach dem Schei-
tern der diesbezüglichen Umsetzung des SGB IX 
und der Frühförderungsverordnung auf Landese-
bene sind nun klare leistungsrechtliche und fi nan-
zielle Vorgaben auf Bundesebene zu formulieren, 
die insbesondere aussagefähig hinsichtlich der 
„Korridorleistungen“ (in Zuständigkeit sowohl der 
Krankenversicherung als auch der Träger der So-
zialhilfe) und einer pauschalen Finanzierung der 
Frühförderstellen und Sozialpädiatrischen Zentren 
durch einen Reha-Träger sind. 

Kinderschutz und Frühe Hilfen

Der Schutz von Kindern vor Kindeswohlgefähr-
dungen aller Art ist ein originäres und zentrales 
Anliegen der Kinder- und Jugendhilfe aller diako-
nischen Einrichtungen.

Die Umsetzung des § 8a SGB VIII zum Schutz-
auftrag bei Kindeswohlgefährdung hat in allen 
Bereichen der Kinder- und Jugendhilfe zu einem 
intensiven Dialog über die Voraussetzungen zur 
Feststellung von Kindeswohlgefährdung und das 
Selbstverständnis der Akteure geführt. Jetzt ist es 
notwendig, die Erfahrungen zu evaluieren und noch 
vorhandene Mängel zu beheben. Die Diakonie bie-
tet dazu ihre fachliche Unterstützung an.

Präventiver Kinderschutz beginnt mit der Imple-
mentierung Früher Hilfen, die auf sozialräumlicher 
Ebene ein familienunterstützendes Netzwerk anbie-
ten. Kinder mit sozialen und gesundheitlichen Ri-
siken sollen so früh wie möglich Hilfe und Förde-

14  Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.): Da-
tenerhebung zu den Leistungs- und Vergütungsstrukturen 
in der Frühförderung behinderter und von Behinderung 
bedrohter Kinder. Abschlussbericht des Instituts für Sozi-
alforschung und Gesellschaftspolitik. Bonn 2008.

rung erhalten, damit Benachteiligungen vermieden 
oder abgebaut werden. Wirksamer Kinderschutz 
setzt in vielen Fällen eine enge und kooperative Zu-
sammenarbeit mit Eltern voraus, um fachlich ange-
messene Hilfeangebote zu entwickeln.

Die strukturelle Verknüpfung von Jugendhilfe und 
Gesundheitswesen ist auch in diesem Bereich not-
wendig, um Eltern Hilfen „aus einer Hand“ anbie-
ten zu können und sie nicht mit Wechsel von Zu-
ständigkeiten zu belasten. So werden von vielen 
sozialen Diensten und Einrichtungen der Diako-
nie wie Schwangerschaftsberatungsstellen, Erzie-
hungs- und Familienberatungsstellen, Mutter-Kind-
Einrichtungen etc. schon lange gute und vor allem 
nicht stigmatisierende Angebote für Eltern und ihre 
Kinder gemacht15 sowie eine gute Zusammenar-
beit mit Jugendämtern oder Gesundheitsdiensten 
praktiziert. Ein solch integrativer und präventiver 
Ansatz ist unseres Erachtens aber nur dann Erfolg 
versprechend, wenn kontinuierlich die dafür erfor-
derlichen personellen und strukturellen Ressourcen 
zur Verfügung gestellt werden.

Medizinische Kinder- und Jugend-

rehabilitation

Obwohl die Stärkung des Rechtsanspruchs auf 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation 
(„Pflichtleistung“ § 40 SGB V) auch die Kin-
der- und Jugend rehabilitation betrifft, ist der Zu-
gang zu diesem Leistungsbereich, wie die sehr 
hohen Quoten abgelehnter Anträge zeigen, nach 
wie vor schwierig. Der Rechtsanspruch auf diese 
Leistungen ist auch im SGB VI als „Pfl ichtleistung“ 
zu formulieren und die gemeinsame Trägerschaft 
von Renten- und Krankenversicherung dadurch für 
die medizinische Rehabilitation von Kindern und 
Jugendlichen klarzustellen. Die Budgetierung der 

15  Das DW EKD hat 2006 gemeinsam mit dem Fachver-
band Bundesvereinigung Evangelischer Tageseinrichtun-
gen für Kinder e.V. - BETA eine Arbeitshilfe für evan-
gelische Kindertageseinrichtungen für den Umgang mit 
Kinderarmut und Kindesvernachlässigung erarbeitet. 
Die Evangelische Konferenz der Beauftragten für Schwan-
gerschaftskonfl iktberatung erarbeitet eine Handreichung 
zu den Möglichkeiten der Beratungsstellen im Kontext von 
Kindesschutz bzw. Frühen Hilfen.

Unterstützung bei Krankheit, Pfl ege und in Notsituationen
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Kinder- und Jugend rehabilitation in Trägerschaft 
der Rentenversicherung ist aufzuheben. 

Pfl egende Angehörige

Pfl egende Angehörige sind zumeist hohen phy-
sischen und psychischen Anforderungen ausge-
setzt. Ihre Überlastung und Überforderung ist einer 
der wichtigsten Gründe für eine nicht hinreichende 
Pfl ege und Versorgung und stellt damit eine der 
entscheidenden faktischen Grenzen der häuslichen 
Pfl ege dar. Hier bedarf es einer zielgerichteten Wei-
terentwicklung sowie der Finanzierung von Bera-
tungs-, Qualifizierungs- und Unterstützungsan-
geboten und individuellen Netzwerken. Zugleich 
muss ein Auf- und Ausbau von niedrigschwelligen, 
wohnortnahen und quartiersbezogenen Angeboten 
im Bereich des Alltagsmanagements und im Vor-
feld von Pfl egeleistungen erfolgen. Die erheblichen 
körperlichen und psychischen Belastungen können 
bei pfl egenden Angehörigen zu Gesundheitsstö-
rungen oder Erkrankungen führen. Das Diako-
nische Werk der EKD fordert den Gesetzgeber auf, 

nach Möglichkeiten zu suchen, stationäre Vorsorge- 
und Rehabilitationsleistungen für häusliche Pfl ege-
personen im Krankenversicherungsrecht explizit zu 
verankern.

Einen ersten Schritt zu einer Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Pfl ege und Berufstätigkeit stellt 
das zum 1.7.2008 in Kraft getretene Pfl egezeitge-
setz dar. Das Diakonisches Werk der EKD begrüßt 
die Einführung einer Pflegezeit für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer sowie die Möglichkeit 
einer kurzfristigen bezahlten Freistellung, um für 
pfl egebedürftige nahe Angehörige in einer plötzlich 
auftretenden Pfl egesituation eine bedarfsgerechte 
Pfl ege zu organisieren oder eine pfl egerische Ver-
sorgung in dieser Zeit sicherzustellen, als einen er-
sten wichtigen Schritt. Perspektivisch bedarf es hier 
verschiedener Nachbesserungen, wie zum Beispiel 
einer Lohnfortzahlung bei einer kurzfristigen Frei-
stellung, einer Aufhebung der Kleinbetriebsklausel 
oder der Einbeziehung von Angehörigen sterbender 
Menschen ohne Pfl egestufe.

Unterstützung bei Krankheit, Pfl ege und in Notsituationen
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7. Männer und Frauen in Familienverantwortung brauchen 
geeignete Unterstützung bei der Integration in den 
 Arbeits markt

Im Juni 2008 erhielten fast sieben Millionen Men-
schen – davon 3,6 Millionen in Bedarfsgemein-
schaften – Grundsicherungsleistungen nach dem 
SGB II. In fast einem Fünftel der Bedarfsgemein-
schaften erzieht ein Elternteil alleine Kinder. 

Fehlende Arbeitsplätze, Stellenbefristungen und 
eine völlig unzureichende Zahl von Betreuungs-
plätzen für Kinder machen es Eltern – insbeson-
dere alleinerziehenden Frauen – schwer, wieder 
Fuß im Arbeitsleben zu fassen. Diese Schwierig-
keiten erfordern verschiedene Maßnahmen der 
Unterstützung. 

Dazu gehören neben einer umfassenden Arbeitsbe-
ratung und -vermittlung, qualifi ziertem Profi ling 
und Fallmanagement durch die zuständigen Verwal-
tungen auch die Weiterentwicklung von zielgrup-
pengerechter Beschäftigungsförderung und fl exibi-
lisierten Qualifi zierungswegen, zum Beispiel durch 
Teilzeitausbildungen, E-Learning, Stützunterricht, 
sozialpädagogische Begleitung oder Sprachkurse 
im sozialen Nahraum. Mit dem Modell „Passiv-Ak-
tiv-Transfer“ (PAT) zur besseren Integration lang-
zeitarbeitsloser Menschen in den Arbeitsmarkt hat 
die Diakonie einen eigenen Vorschlag zum Ausbau 

des zweiten Arbeitsmarkts eingebracht.16 Um die 
Integration von Frauen und Männern in Familien-
verantwortung in den Arbeitsmarkt nachhaltig zu 
fördern, bedarf es darüber hinaus fl ächendeckender 
Angebote der fl exiblen Kinderbetreuung im Regel-
angebot und jenseits davon. Hier sind Kirche und 
Diakonie als Träger von Kindertageseinrichtungen 
in besonderer Weise gefordert, aktiv zu werden. 

Sozialräumliche Praxiskonzepte, zum Beispiel in 
den lokalen Bündnissen für Familien, im Rahmen 
der Eltern-Kind Zentren, der Mehrgenerationen-
häuser etc. sind – auch durch eine Beteiligung von 
Diakonie und Kirche – zu stärken. 

Als großer Dienstgeber ist die Diakonie gehalten, 
eine familienorientierte Personalpolitik zu betrei-
ben, indem sie unter amderem fl exible, individuell 
angepasste Modelle der Arbeitszeitgestaltung und 
Arbeitsorganisation in ihren Einrichtungen und 
Diensten anbietet.

16  Option sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung – 
Konzept zum Passiv-Aktiv-Transfer (PAT), Diakonie Texte 
07/2006.



14 Diakonie Texte 15.2008

8.  Bund, Länder und Kommunen sind gefordert, Familien 
umfassend und nachhaltig zu unterstützen

Im Zuge der anstehenden Reformen werden auf al-
len Ebenen familienpolitische Belange erörtert und 
neu geordnet. In den aktuellen Debatten darf dabei 
nicht vergessen werden, dass auch bei begrenzten 
fi nanziellen Mitteln von Bund, Ländern und Kom-
munen eine notwendige nachhaltige und umfas-
sende Unterstützung von Familien eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe ist. Welche Teilhabe- und 
Bildungschancen Menschen haben und in welcher 
Weise sie sich gesellschaftlich einbringen können, 
hängt wesentlich von der Qualität dieser Unterstüt-
zung ab. In den Reformen dürfen daher aus fi nanzi-
ellen Gründen Qualitätseinbußen in den unterstüt-
zenden Leistungen nicht hingenommen werden. 
Eine umfassende und nachhaltige Unterstützung 
muss besonders die Familien erreichen, die sich 
in schwierigen Lebenslagen und -phasen befi nden. 
Das bedeutet jedoch, dass diese Leistungen nicht 
dem freien Wettbewerb überlassen werden können. 
Auch weiterhin muss gelten: Das Leben als Familie 
darf nicht zum privaten Armutsrisiko werden.

In diesen Reformprozessen benötigen Familien in 
allen Formen und Lebenssituationen die unbedingte 

Anwaltschaftlichkeit und Unterstützung der Dia-
konie. Neben konkreten Unterstützungsangeboten 
vertritt die Diakonie die Interessen der Familien im 
Rahmen von Gesetzesinitiativen, Verhandlungen 
von (Rahmen-)Vereinbarungen, Richtlinien sowie 
Stellungnahmen und Kommentaren. Angesichts 
aktueller sozialpolitischer Herausforderungen wird 
es in Zukunft noch wichtiger werden, dass Diako-
nie und Kirche ihren Blick auf benachteiligte Fami-
lien lenken. 

Mit ihrem familienpolitischen Engagement leisten 
Diakonie und Kirche einen notwendigen Beitrag 
zur Stabilisierung der demokratischen Gesellschaft 
und sind ein Garant dafür, dass Familien weiterhin 
ihre prägende Kraft für ein Leben in Solidarität und 
Gerechtigkeit behalten.

Dr. Bernd Schlüter
Vorstand Zentren
12. September 2008
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